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Bauantrag ->

Bauausschuss ->

Baudezernent ->

Bauvorbescheid ->

Bebauungsplan = B-Plan ->

Bezirksamtsleiter ->

Bezirksversammlung - BV ->

Bruttogrundfläche - BGF ->

Bürgerbeteil igung ->

Bürgerbegehren ->

Bürgerentscheid ->

BSU = Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt ->

ECA ->

Stand: 27..Jul i  2012

Der Bauantrag ist der Antrag des Bauherrn (oft auch als,,lnvesto('bezeichnet)
aufeine Baugenehmigung für ein Bauvorhaben.

Der Bauausschuss befasst sich in nicht-öffentl icher Sitzung mit Bauanträgen

Dezernatsleitung - Dezernat fürWirtschaft,  Bauen und Umwelt.Wird gelegentl ich

auch als,,Baubürgermeister" t i tul iert.
(Bezirksamt Altona. Zur Zeit: Dr. Reinhold Gütter. | 7.06.2012)

Mit einem Bauvorbescheid werden vorab Fragen der Genehmigungsfähigkeit eines

Vorhabens geprüft,  ob eine bestimmte Art oder ein bestimmtes Maß der baul ichen
Nutzung grundsätzl ich zulässig ist /  mit dem Baurecht vereinbar ist.  So kann geklärt

werden, ob sich der f inanziel le Aufwand einer detai l l ierten Bauplanung lohnt.

Der Bebauungsplan enthält die rechtsverbindl ichen Festsetzungen über die städte-
bauliche Ordnung. Er regelt welche Nutzungen auf einer Fläche zulässig sind wie z.B.:

Art und Maß der baul ichen Nutzung, Bauweise, Anzahl der Geschosse, Verkehrsf lä-

chen.

Der Bezirksamtsleiter - gelegentl ich auch als,,Bezirksbürgermeister" t i tul iert -  ist der

Kopf der ört l ichen Verwaltung. Er wird von der Bezirksversammlung gewählt und

dann in der Regel von der Hamburgischen Landesregierung für 6 Jahre eingesetzt.

(Zur Zeit in Altona: Jürgen Warmke-Rose, 17.06.2012).

Die Bezirksversammlung kontrol l iert die Führung der Geschäfte des Bezirksamtes und

kann in al len Angelegenheiten, für die das Bezirksamt zuständig ist,  bindende Be-

schlüsse fassen. Sie tagt in der Regel an jedem vierten Donnerstag im Monat um 18.00

Uhr in öffentl icher Sitzung im Kollegiensaal des Rathauses Altona, Platz der Republik 1.

Zu Beginn jeder Sitzung f indet eine öffentl iche Fragestunde statt,  in derjeder Bür9er

Fragen zuThemen derTagesordnung stel len kann.

(auch: Bruttogeschossfläche) Die Bruttogeschossfläche hält sich hartnäckig, ist jedoch

in keiner Norm festgelegt. Richtig heißt es Bruttogrundfläche. Die BGF umfasst

sämtl iche Geschosse eines Gebäudes einschl ießl ich nicht als Vol lgeschosse gelten-

der Dachgeschosse und der unterirdischen Flächen (Kellerräume, Tiefgaragen, etc.),
jedoch ausgenommen von Grundflächen von nicht nr.rtzbaren Dachflächen und von
konstruktiv bedingten Hohlräumen, z.B. in belüfteten Dächern oder über abge-
hängten Decken.

Bürgerbetei l igung bezeichnet die Betei l igung der Bürger an einzelnen pol i t ischen

Entscheidungen und Planungsprozessen. Beispielsweise wird die Betei l igung der

Öffentl ichkeit an der Bauleitplanung im Baugesetzbuch vorgeschrieben. Bürger

erhalten, in Form einer öffentl ichen Plandiskussion, die Möglichkeit,  die Planung mit

den Betei l igten zu erörtern sowie Anregungen oder Krit ik zu der vorgelegten Planung

vorzubringen. - Die Art der Bürgerbeteiligung wird iedoch höufig kritisiert, da die Bürger

oft vor vollendete Tatsachen gestellt werden und das Beteiligungsverfahren somit den
Cha rakter ei ner Bü rgerbeschöfti g u ng oh ne Einfl ussnah me hat.

Das Bürgerbegehren ist ein Antrag auf die Durchführung eines Bürgerentscheids. Die-
ser Antrag ist zulässig, wenn innerhalb von sechs Monaten 370 der wahlberechtigten
Einwohner_lnnen eines Bezirks diesen per Unterschrif tenl isten unterzeichnet haben.

Beim Bürgerentscheid sind al le wahlberechtigten Einwohner-innen eines Bezirks

stimmberechtigt.  Es entscheidet die Mehrheit der abgegebenen 9ült igen st immen.

Der Büigerentscheid hat die Wirkung eines Beschlusses der Bezirksversammlung.

Die BSU ist eine von zehn Fachbehörden des Senats der Freien und Hansestadt Ham-

burg und zuständig für die Stadtentwicklungs- und Umweltpol i t ik der Hansestadt.

EinkaufCity Altona e.V.:, ,Ziel und Zweck der lnteressengemeinschaft EinkaufsCity

Altona ECA e.V. ist das lmage und die Attrakt ivi tät der Einkaufsstraßen nachhalt ig zu

verbessern. Zu den Maßnahmen gehören insbesonders Sicherheit,  Sauberkeit,  Öff-

nungszeiten, Ausbau der Großen Bergstraße, Umgestaltung des Jessenplatzes, Umbau
Neue Große Bergstraße und ein Marketingl '  ECA hat sich massiv dafür eingesetzt,  dass
lkea nach Altona kommt. Das Bürgerbegehren,,Pro lkea" wurde von ECA inizi iert.

Der Begrif f  Evokation beschreibt das Recht des Hamburgischen Senats gegenüber

den Bezirksversammlungen (Altona, Bergedorf,  Eimsbüttel,  Hamburg-Mitte, Hamburg-

Nord, Harburg und Wandsbek) Entscheidungen an sich zu ziehen / zu übernehmen

und auch wieder abzugeben.

Evokation / Evokationsrecht / evozieren ->



Fikt ionswirkung ->

Oberbaudirektor = OD ->

Öffentl icher Raum ->

Planungsausschuss ->

Privatisierung ->

Sanierungsbeirat ->

Soziale Erhaltungsverordnung ->

Staffelgeschoss ->

VoKü = Volxküche ->

Die Fikt ionswirkung bewirkt normalerweise die f ikt ive Fortgeltung der Aufenthaltser-
laubnis bis zur Entscheidung der Ausländerbehörde über den VerlängerungsanTrag.
Für das Baurecht haben wir keine Definit ion gefunden. Ungefähr übersetzt bedeutet
es, dass sich ein Antrag,,von selbst genehmigt", wenn sich die zuständige Behörde
nach Ablauf einer bestimmten Frist nicht geäußert hat. Auf einen Bauvorbescheid
tr i f f t  es nicht zu.

Der Oberbaudirektor (zur Zeit: Prof. Jörn Walter) ist leitender Fachbeamter der Behörde
für stadtentwicklung und umwelt (BSU). Er ist im wesentl ichen zuständig für Angele-
genheiten des Stadtbi ldes, der Stadtgestaltung und Städtebaus.

Mit öffentl ichem Raum wird der ebenerdige Tei l  einer Gemeindefläche, oder erner
Körperschaft des öffentl ichen Rechts verstanden, der der Öffentl ichkeit frei zugänglich
ist und von der Gemeinde bewirtschaftet und unterhalten wird. lm Allgemeinen fal len
hierunter öffentl icheVerkehrsf lächen für Fußgänger, Fahrrad- und Kraftfahrzeug-
verkehr, aber auch Parkanlagen und Platzanlagen. Der öffentl iche Raum steht dem
privaten Raum gegenüber.

Der Planungsausschuss entscheidet über die Inhalte und Verfahrensgänge der ver-
birrdl ichen Bauleitplanung und berät Bauprojekte von planerischer Bedeutung.
Er gibt  Empfehlungen an den Bauausschuss. Zu Beginn jeder Si tzung f indet eine
öffentl iche Fragestunde statt,  in derjeder Bürger Fragen zu Themen der
Tagesordnung stel len kann.

Viele Gemeinden verkaufen öffentl ichen Raum oder übertragen Rechte und pfl ichten
öffentl ich genutzter Einrichtungen an privatrechtl iche unternehmen - z.B. Flughäfen,
Bahnhöfe. Dies hat zur Folge, dass privatisierte straßen, Tiefgaragenanlagen, parkhäu-
ser oder Einkaufszentren dem Hausrecht und der privatrechtl ichen Nutzung derjewei-
l igen Eigentümer unterl iegen. Kri t iker sind der Ansicht, dass durch diese Entwicklung
allgemeine Grundrechte wie die Demonstrat ions- und Versammlungsfreiheit  einge-
schränkt würden, wenn diese privaten unternehmen oder Eigentümer dort dann von
ihrem Hausrecht gebrauch machen. Der deutsche Bundesgerichtshof hat diese Krit ik
in seinem Urtei l  2006 zunächst nicht getei l t .  Der erste Senat des Bundesgerichtshofes
hat s ich am 22. Februar 201 1 jedoch der oben genannten Kr i t ik  im sinne der Kläger in
angeschlossen, und die vorinstanzl ichen urtei le von 2005 und 2006 zur erneuten
Entscheidung an das Amtsgericht Frankfurt am Main zurückverwiesen.

Der sanierungsbeirat ist ein Gremium aus bis zu 22 Mitgl iedern (Bewohner_lnnen,
Grundeigentümern, Gewerbetreibenden, Beschäft igten und ehrenamtl ich Aktiven)
die durch Losverfahren ermittelt  werden. Er setzt sich mit Fragen der sanierung aus-
einander. Der sanierungsbeirat gibt Hinweise auf aktuel le probleme und Defizi te und
gibt Empfehlungen an die Bezirksversammlung und das Bezirksamt.

Die,,soziale Erhaltungsverordnung" ist ein städtebauliches lnstrument des Baugeserz-
buchs, mit dem die strukturen eines Gebiets - insbesondere die Zusammenserzung
der wohnbevölkerung - geschützt werden sol len. sie greif t  nicht in das al lgemeine
Mietrecht ein. sie zielt  darauf, drastische Veränderungen im wohnungsangebot ru
begrenzen z.B.,,Luxusmodernisierungen", Zusammenlegung oderTeilung von Woh_
nungen, Abriss von Wohngebäuden, Umnutzung von Wohn- zu Gewerberaum, Um_
wandlung von Miet- in Eigentumswohnungen,Verkauf von wohngebäuden. solche
Maßnahmen müssen dann in jedem Einzelfal l  beim Bezirksamt beantragt werden.

Staffelgeschoss bezeichnet Geschosse, die gegenüber den darunterl iegenden
Geschossen zurückspringen und eine kleinere Grundfläche aufweisen. In mancnen
Bundesländern zählt ein staffelgeschoss nicht als vol lgeschoss. wohnungen in einem
Staffelgeschoss haben oft eine große Dachterrasse.

Küche für al le - bei dem das Essen zum Selbstkostenpreis oder sogar darunter ausge-
geben wird. Häufig kostenfrei.  Das wort lei tet sich vom älteren AusdruckVolksküche
ab. Die Volxküche im aktuel len sinne gi l t  als Kind der Hausbesetzer-szene der frühen
1 9B0er-Jahre.


